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Thema Straflosigkeit und Recht auf Nahrung

Das Problem der Straffreiheit 
ist nicht neu in Nepal. Ge-
setze und Strukturen, die 

auf der religiösen Hindu-Philoso-
phie aufbauen, haben lange Zeit die 
rechtliche Grundlage dafür geliefert, 
Tätern aus der herrschenden Klas-
se oder aus oberen Kasten Straffrei-
heit zu gewähren. Die Gleichheit vor 
dem Gesetz ist jedoch formal schon 
längere Zeit in den nepalischen Ver-
fassungen sowie in mehreren von Ne-
pal ratifizierten, multilateralen Men-
schenrechtsverträgen verankert. In 
der Realität besteht jedoch eine Kluft 
zwischen diesen formalen Verspre-
chen und der gängigen Praxis – was 
Anlass zu großer Sorge ist. Die nepa-
lische Gesellschaft versuchte bereits 
in mehreren Volksprotesten, die Si-
tuation zu ändern und die Gleichheit 
vor dem Gesetz zu sichern, blieb aber 
bisher erfolglos.

Nepal blickt auf einen zehn Jahre an-
dauernden, internen bewaffneten 
Konflikt zurück, der erst 2006 en-
dete. Der Übergang in eine friedens-
sichernde, demokratische Gesell-
schaftsordnung kann nur gelingen, 
wenn das Vermächtnis der vergan-
genen Menschenrechtsverletzungen 
aufgearbeitet wird. Menschenrechts-
verletzungen wurden während des 
Konfliktes von beiden Konfliktpar-

teien begangen. Der Nepal Conflict 
Mapping Report des UNOHCHR (UN 
Office of the High Commissioner for Human 
Rights) beschäftigt sich mit mehr als 
30.000 Dokumenten, die mit Fällen 
von Menschenrechtsverletzungen in 
Zusammenhang stehen und weist da-
rauf hin, dass bis zu 9000 Fälle identi-
fiziert wurden, die nach internationa-
len Standards als Verbrechen gelten2. 
Die Strafverfolgung dieser Verbre-
chen empfiehlt er ausdrücklich. 

Vertragsorgane der UN, allen voran 
der Menschenrechtsausschuss, war-
fen der nepalischen Regierung bezüg-
lich ihrer Verpflichtung, Fälle schwe-
rer Menschenrechtsverletzungen zu 
untersuchen und zu verfolgen, Ver-
sagen vor. Zuvor hatte eine Reihe 
von Opfern, die die lokalen Rechts-
wege bereits erfolglos ausgeschöpft 
hatte, ihre Klagen bei der UN vorge-
tragen. Sowohl das Berufungsgericht 
als auch das Oberste Gericht von Ne-
pal haben die nepalische Regierung 
bei verschiedenen Anlässen ange-
wiesen, Anschuldigungen von Men-
schenrechtsverletzungen zu untersu-
chen. Die Regierung ignoriert jedoch 
beständig die Prinzipien der Rechts-
staatlichkeit, schützt die TäterInnen 
und missachtet das Recht der Opfer 
auf Gerechtigkeit und Wiedergutma-
chung. Letzteres ist eine essenzielle 

Grundlage für jede friedliche und de-
mokratische Gesellschaft.

Nach Nepals Strafrechtssystem ist 
es die Pflicht des Staates, mutmaß-
liche Verbrechen zu untersuchen. 
Mit dieser Pflicht ist die Polizei be-
traut. Nachdem die Polizei die Er-
mittlungen durchgeführt und Bewei-
se gesammelt hat, präsentiert sie diese 
einem Staatsanwalt. Dieser entschei-
det auf Grundlage der Beweislast, ob 
Anklage erhoben werden kann oder 
nicht. Wenn die Entscheidung für 
eine Anklageerhebung fällt, geht der 
Fall vor Gericht. Das bedeutet, dass 
Opfer nur auf dem Umweg über die 
Polizei, nicht aber direkt vor Gericht 
gehen können.

In vielen Fällen von Menschenrechts-
verletzungen bleibt die Polizei je-
doch untätig und unterlässt Unter-
suchungen oder Beweisaufnahmen. 
Mehr als 128 Anzeigen, FIR (First 
Information Reports), die bei verschie-
denen Distrikt-Polizeistationen von 
Opfern eingereicht wurden, ohne je-
mals weiterverfolgt zu werden, spre-
chen für sich. Keine dieser Anzeigen 
zog eine strafrechtliche Untersu-
chung nach sich.3 Die Weigerung der 
Polizei, die Anzeigen vorgebrachter 
Menschenrechtsverletzungen aufzu-
nehmen, setzt das Gerichtsverfahren 
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schon vor seinem Beginn matt. Denn 
ohne Anzeige ist eine Strafverfolgung 
nicht möglich. Dieses Problem be-
steht für sämtliche Menschenrechts-
verletzungen, die während und nach 
dem Konflikt begangen wurden. Es 
wurde eine Vielzahl von „Gründen“ 
vorgebracht, um Fälle von Menschen-
rechtsverletzungen strafrechtlich 
nicht verfolgen zu müssen. Einige 
von ihnen werden in diesem Artikel 
vorgestellt.

Fehlende rechtliche  
Rahmenbedingungen 

Um ihrer Pflicht zur Untersuchung 
von Straffällen im Zusammenhang mit 
Menschenrechten nicht nachkommen 
zu müssen, schiebt die Polizei Gründe 
vor, mit denen sie ihre Handlungsun-
fähigkeit beteuert. Zum Beispiel führt 
sie an, dass es keine Gesetze gebe, 
die bestimmte Menschenrechtsverlet-
zungen wie Folter und gewaltsames 
Verschwindenlassen kriminalisieren. 
Ohne diese Gesetze fehle ein verfah-
rensrechtlicher Leitfaden, der den Un-
tersuchungsablauf  und die Höhe des 
Strafmaßes festlegt. In sämtlichen Fäl-
len der Anschuldigung von Folter und 
Verschwindenlassen lehnt die Polizei 
die Aufnahme und Untersuchung von 
Beschwerden daher ab. Außerdem 
weigert sie sich, Anzeigen für Fäl-
le von Vergewaltigung aufzunehmen, 
die während der Konflikt-Ära stattge-
funden haben, und Untersuchungen 
in die Wege zu leiten. Hierfür beruft 
sie sich auf  den gesetzlich festgelegten 
Zeitraum von 35 Tagen nach Tather-
gang, innerhalb dessen die Tat zur An-
zeige gebracht werden muss. 

In all diesen Belangen hat das Ober-
ste Gericht von Nepal die Regierung 
schon vor vielen Jahren aufgefordert, 
entsprechende Gesetze zu erlassen.4 
Dieser Aufforderung ist die Regie-
rung bis heute nicht nachgekommen. 
Bisher wurden keine Maßnahmen er-
griffen, die dazu beitragen, die Täter 
und Täterinnen der Gerechtigkeit zu-
zuführen und den Opfern Rechtsmit-
tel an die Hand zu geben.

Mangelnde Kompetenzen  
des Strafrechtssystems 

Das Strafrechtssystem von Nepal sieht 
keine Situation vor, in der der Staat 
Verbrechen begeht. Es regelt lediglich 
Verbrechen, die gegen den Staat ge-
richtet sind. In einer Reihe von Fällen 
von Menschenrechtsverletzungen sind 
die Familien der Opfer mit Hilfe von 
Organisationen wie dem Advocacy Fo-
rum an das Gericht herangetreten, um 
einen Gerichtsbeschluss zu ersuchen, 
der die Polizeibehörden zwingt, An-
zeigen aufzunehmen und Fälle zu un-
tersuchen. Darüber hinaus ersuchten 
sie Gerichtsentscheidungen für die 
Staatsanwaltschaft. Die Gerichte ha-
ben daraufhin Entscheide gegen Po-
lizei und Staatsanwälte erlassen und 
die Untersuchung aller vorgebrach-
ten Menschenrechtsverletzungen zur 
Hauptpflicht der Polizei erklärt. So-
fern die Beweislage eindeutig ist, müs-
sen die Vertreter der Anklage seither 
die angezeigten Fälle weiterverfolgen. 
Gleichwohl sind solche Entscheide, 
selbst die vom Obersten Gericht von 
Nepal, beständig ignoriert worden.5 
Stattdessen legen Polizei und Justiz 
weiterhin ein unerschütterliches Wi-
derstreben an den Tag, Menschen-
rechtsverletzungen zu untersuchen. 
Diese beharrliche Missachtung von 
Gerichtsentscheiden durch die Polizei 
und Vertreter der Anklage hat hat das 
Ansehen der Richter schwer untergra-
ben. Die Gerichte haben dieses Pro-
blem bereits mehrfach thematisiert.6

Untersuchungskommissionen 
für Menschenrechts- 
verletzungen

Dass Fälle von Menschenrechtsverlet-
zungen weder untersucht, noch straf-
rechtlich verfolgt werden, wird mitunter 
damit begründet, dass „Sonderunter-
suchungen“ erforderlich seien, da das 
Strafgerichtsbarkeitssys tem dafür zu 
wenig Kompetenzen aufweise. Für die-
se „Sonderuntersuchungen“ müssten 
eigens Ad-hoc-Untersuchungskom-
missionen eingerichtet werden. Die Er-
fahrungen aus Nepal und andernorts 

zeigen, dass Untersuchungskommis-
sionen (COI , Commission of  Inquiry), 
die als Ad-hoc-Mechanismen zur Klä-
rung von Menschenrechtsverletzungen 
eingesetzt wurden, dazu beitrugen, die 
Forderungen des Volkes nach Verant-
wortlichkeit zu entschärfen.7 Im Rück-
blick auf  mehr als drei Dutzend solcher 
COIs liegt jedoch der Schluss nahe, 
dass diese Kommissionen in Nepal 
letztlich eher dazu beitragen, die Straf-
losigkeit zu stärken, als sie zu besiegen.8

Obwohl unmittelbar nach dem Ende 
des Konflikts eine Untersuchungskom-
mission (bekannt als Rayamajhi-Kom-
mission) eingerichtet wurde, die die 
Empfehlung aussprach, die Verant-
wortlichen zur Rechenschaft zu zie-
hen, ist bis heute keine einzige Person 
gerichtlich belangt worden. Das ist als 
Versagen der Regierung zu werten und 
war ein erstes Zeichen dafür, dass sich 
das schon vor der Konflikt-Ära herr-
schende Klima der Straflosigkeit weiter 
fortsetzen würde.9 

Mit Blick zurück in Nepals Geschich-
te fällt auf, dass es ein ähnliches Er-
eignis bereits schon mal gegeben hat. 
1990 wurde ebenfalls eine Untersu-
chungskommission (bekannt als Mal-
lik-Kommission) eingesetzt, die die 
Menschenrechtsverletzungen gegen 
die Volksbewegung aus demselben 
Jahr aufklären sollte. Auch hier wur-
den die Empfehlungen der Kommissi-
on nicht verwirklicht. Ihr Bericht wur-
de nicht einmal veröffentlicht. Viele 
argwöhnten, dass die Entscheidung der 
Regierung, nicht nach den Vorgaben 
der Mallik-Kommission zu handeln, 
den Samen der Straffreiheit in das nach 
1990 eingeführte demokratische Re-
gime pflanzte, das den Boden für den 
Konflikt vorbereitete. Dutzende ande-
re, später eingerichtete Kommissionen 
erlitten dasselbe Schicksal.

Verantwortung wird abgewälzt

Um der strafrechtlichen Verfolgung 
von Menschenrechtsverbrechen aus der 
Konflikt-Ära auszuweichen, verweist 
die Polizei gerne auf  die noch zu bil-
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denden Mechanismen der Übergangs-
justiz – sprich die Wahrheitskommissi-
on und die Untersuchungskommission 
für gewaltsames Verschwindenlassen 
– und verschiebt somit die Zuständig-
keiten. Die Einrichtung dieser vorläu-
figen Gerichtsmechanismen ist jedoch 
eine Ergänzung des Strafrechtssystems, 
kein Ersatz. Die gezielten Versuche der 
Polizei, Fälle, die mit dem bestehenden 
Strafrechtssystem zu lösen wären, auf  
die zukünftige Übergangsjustiz umzu-
leiten, sind somit nicht rechtmäßig. Die 
Polizei gibt sich jedoch resistent und 
lehnt es selbst dann ab, aktiv zu wer-
den, wenn die Anordnung zur Strafver-
folgung oder Verhaftung vom Obers-
ten Gericht oder anderen Gerichten 
kommt. Die Ansicht, dass diese Fälle 
von der noch einzurichtenden Wahr-
heitskommission behandelt werden 
müssten, teilen auch die meisten Exe-
kutivvertreter.

Das Oberste Gericht hat diese Begrün-
dung für die Verweigerung von Unter-
suchungen wiederholt und ausdrücklich 
zurückgewiesen.10 In Übereinstimmung 
mit dem Obersten Gericht hat auch der 
UN-Menschenrechtsausschuss – unge-
achtet der baldigen Existenz von Me-
chanismen der Übergangsjustiz – auf  
die Notwendigkeit von Ermittlungen 
und strafrechtlicher Verfolgung im Fal-
le mutmaßlicher Menschenrechtsver-
brechen hingewiesen.11

Es gibt ernste Bedenken, dass Nepals 
vorgeschlagene Mechanismen der 
Übergangsjustiz nicht dafür genutzt 
werden, Frieden und Gerechtigkeit zu 
schaffen, sondern als Mittel für eine 
Amnestie. 

Übergangsjustiz in der Kritik

Als Mechanismen der Übergangsjustiz 
hat die Regierung von Nepal bereits 
zwei Kommissionen, eine Wahrheits- 
und Versöhnungskommission und eine 
Untersuchungskommission für gewalt-
sames Verschwindenlassen, eingerich-
tet. Dies geschah allerdings auf  Basis 
eines Gesetzes, welches vor Gericht an-
gefochten wurde. Der Fall ist noch im-

mer anhängig. Führende Menschen-
rechtsaktivisten und Opfergruppen 
haben immer wieder ihre Stimme gegen 
bestimmte Abschnitte des Gesetzes er-
hoben, die sie als Verletzung der inter-
nationalen Verpflichtungen Nepals und 
der Entscheidungen des Obersten Ge-
richtes von Nepal ansehen. Darum ha-
ben sie entschieden, sich an den Kom-
missionen nicht zu beteiligen, sondern 
stattdessen das mangelhafte Gesetz 
und den Prozess für die Ernennung der 
Kommissionsmitglieder anzufechten.12

Der Gesetzentwurf  für die beiden 
Kommissionen zur Untersuchung des 
Schicksals der verschwundenen Per-
sonen und zur Wahrheitsfindung und 
Versöhnung, das TRC-Gesetz (Truth 
and Reconciliation Commission Bill), lag im 
April 2014 dem Parlament vor. Meh-
rere seiner Bestimmungen verstoßen 
gegen Nepals Verpflichtungen nach 
internationalem Recht einschließlich 
solcher im Rahmen des internationa-
len Paktes über bürgerliche und poli-
tische Rechte. Die Parteien blockierten 
alle Bestrebungen der Parlamentarier, 
den Gesetzentwurf  durch Diskussi-
onen oder Änderungsvorschläge wei-
terzubringen. Die wichtigsten Parteien 
wiesen ihre Parlamentarier an, gemäß 
der Parteilinie abzustimmen (party 
whip). Das Gesetz wurde um Mitter-
nacht verabschiedet, ohne die Anlie-
gen der Opfer und Menschenrechts-
verteidiger zu berücksichtigen.

Bereits im März 2013, lange bevor das 
TRC-Gesetz verabschiedet wurde, hat-
te der Präsident eine Verordnung zur 
Einrichtung von Mechanismen für eine 
Übergangsjustiz erlassen. Diese „TRC-
Verordnung“, die ohne die Konsultati-
on von Opfern oder Menschenrechts-
organisationen zustande kam, wurde 
schnell als verfassungswidrig angefoch-
ten. Außerdem verletzte sie die interna-
tionalen Verpflichtungen des Landes. 
Am 2. Januar 2014 erklärte das Obers-
te Gericht die TRC-Verordnung als 
verfassungswidrig und verlangte Än-
derungen, die die internationalen Stan-
dards berücksichtigen. Zentrale Forde-
rungen des Obersten Gerichts waren: 

a) Es muss zwei separate Kommis-
sionen geben – eine Wahrheits- 
und Versöhnungskommission 
und eine Kommission, die sich 
mit den Fällen des Verschwin-
denlassens befasst.

b) Das neue Gesetz muss Amnestie 
für jene, die an schweren Men-
schenrechtsverletzungen beteiligt 
waren, verbieten.

c) Jedes Urteil, das Amnestie gewährt, 
muss einen Prozess der Opferkon-
sultation enthalten und erfordert 
die Zustimmung des Opfers.13

Die Forderungen des Obersten Ge-
richtes schufen einen Rahmen, mit 
dem die neue Regierung eine Gesetz-
gebung für die beiden Kommissionen 
in voller Übereinstimmung mit inter-
nationalen Standards hätte einfüh-
ren können. Stattdessen brachte die 
Regierung die unveränderte TRC-
Verordnung am 29. Januar 2014 als 
Gesetzentwurf wieder vor das Par-
lament. Solche Taktiken untergraben 
die Rechtsstaatlichkeit in Nepal.

Das TRC-Gesetz wurde am 25. April 
2014 verabschiedet. In seiner gegen-
wärtigen Form verletzt es eindeu-
tig die internationalen Menschen-
rechtsgesetze sowie die Forderungen 
des Obersten Gerichts vom 2. Janu-
ar 2014.14 Menschenrechtsverteidi-
gerInnen und Opfer haben ihre Ein-
wände vor allem zu den folgenden 
Abschnitten des Gesetzes vorgebracht 
und diese vor Gericht angefochten:

Erstens gewährt das Gesetz den bei-
den Kommissionen weitreichende 
Befugnisse, selbst in Fällen schwe-
rer Menschenrechtsverletzungen eine 
Streitschlichtung zwischen Opfern 
und Täter durchzuführen (Abschnitt 
22). Ferner können die Kommissi-
onen alternative gerichtliche Maß-
nahmen in Fällen, bei denen eine 
Streitschlichtung stattgefunden hat, 
ausschließen (Abschnitt 25(2)(a)).

Zweitens haben die beiden Kommis-
sionen die willkürliche Macht, eine 
Amnestie zu empfehlen, einschließ-
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lich in solchen Fällen, die Verbrechen 
nach internationalem Recht und an-
dere schwere Menschenrechtsverlet-
zungen beinhalten (Abschnitt 26).

Drittens versäumt das TRC-Gesetz, 
Taten strafrechtlich zu verfolgen, 
die Verbrechen nach internationalem 
Recht darstellen. Darüber hinaus ist 
das System unzulänglich, wenn es da-
rum geht, Fälle den Strafverfolgungs-
mechanismen zuzuweisen.

Zuletzt verfehlt das TRC-Gesetz, die 
Opferrechte auf Wiedergutmachung 
zu beachten (Abschnitt 2(e) und 23).

Die Rolle der Nationalen  
Menschenrechtskommission 

Die Nationale Menschenrechtskom-
mission, NHRC (National Human Rights 
Commission), hat das Mandat, Vorwür-
fe von Menschenrechtsverletzungen 
zu untersuchen und der Regierung 
Empfehlungen auszusprechen. In ei-
ner Reihe von Fällen von Menschen-
rechtsverletzungen hat die NHRC der 
Regierung empfohlen, strafrechtliche 
Untersuchungen anzustellen und ge-
richtlich gegen Täter vorzugehen. Al-
lerdings wurden diese Empfehlungen 
von der Regierung ignoriert. Außer-
dem haben Menschenrechtsverteidi-
ger beklagt, dass es diverse Versuche 
gab, die Arbeit und Unabhängigkeit 
der NHRC zu untergraben.

Schlussfolgerung 

Für schwere Menschenrechtsverlet-
zungen wie Folter, gewaltsames Ver-
schwindenlassen, Massenhinrich-
tungen und sexuellen Missbrauch 
gibt es keine Rechtfertigung. Nepal 
hat die Verpflichtung, seine Fälle von 
Menschenrechtsverletzungen zu un-
tersuchen und die Täter strafrecht-
lich zu belangen. Es ist die Pflicht 
des Staates, alle rechtlichen, admini-
strativen und gerichtlichen Maßnah-
men zu ergreifen, um diejenigen, die 
für schwere Menschenrechtsverlet-
zungen verantwortlich sind, der Ge-
richtsbarkeit zuzuführen. Ob Nepal 

tatsächlich zu seinen Verpflichtungen 
steht, ob es bereit ist, die tief verwur-
zelten Probleme von sozialer Un-
gleichheit, Exklusion und mangeln-
der Rechtsstaatlichkeit anzugehen, 
wird sich daran zeigen, ob die Täte-
rInnen für ihre Vergehen verantwort-
lich gemacht werden. Wenn es in die-
ser Angelegenheit keinen Fortschritt 
gibt, bedeutet dies, dass auch die Um-
setzung von Gleichheit, Frieden und 

Demokratie im Land zurückbleibt. 
Die Anzahl der von der Polizei auf-
genommenen Anzeigen von Men-
schenrechtsverletzungen wird in der 
Zukunft ein Maß dafür sein, ob Ne-
pal im Kampf um die Menschenrech-
te voranschreitet.
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